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Immer wieder wurde und wird  
bei bestimmten politischen An- 
lässen die Einheit des Kantons  
in den Mittelpunkt gestellt. Et- 
wa nach der Wahl eines neuen 
Staatsrates, Grossratspräsiden- 
ten usw. Man wolle Brücken  
schlagen zwischen dem Ober-  
und dem Unterwallis. Und: Bei  
diversen Anlässen wie beispiels- 
weise nach Cup-Siegen des FC 
Sion oder eben bei den erwähn- 
ten politischen Anlässen war man  
unter viel Geschrei, Jubel und Al- 
kohol einig über die Einheit des  
Kantons Wallis. Einheit gestaltet  
sich in solchen Vergnügungsmo- 
menten sehr einfach und leicht.  
Aber spätestens ein, zwei Ta- 
ge später folgt die Ernüchterung.  
Sprich: Die vermeintliche Ein- 
heit bekam schon bald einmal  
wieder Risse, wenn es um den  
politischen harten Alltag ging!

Derartige Risse zeigen sich  
aktuell wieder einmal mehr, aber  
dieses Mal in ungewohnter Form  

und in ungewohntem Ausmass!  
Und zwar konkret in Zusam- 
menhang mit der bevorstehen- 
den Abstimmung über die neue  
Kantonsverfassung. Kleine poli- 
tische Risse werden zu Spalten,  
kleine politische Bäche drohen  
zu gefährlich ausufernden Flüs- 
sen zu werden. Denn was in 
Zusammenhang mit der er- 
wähnten Abstimmung zwischen  
den beiden Kantonsteilen, zwi- 
schen Parteien des Ober- und  
des Unterwallis, zwischen Poli- 
tikern der beiden Kantonsteile  
usw. abläuft, ist doch zum Teil  
verwer#ich, ungewohnt und aus- 
ufernd! Die kantonale vermeint- 
liche «Einheit» droht zu zer- 
fallen! Aber wahrscheinlich sind  
die Baubewilligungen für all die  
geplanten politischen Brücken, 
welche immer wieder verbin- 
dend gebaut werden möchten,  
noch nicht eingetro$en…

VS: Politik auf Abwegen? – Und: 
VS: «Einheit» am Zerfallen?

Leander Bregy, Turtmann

Leserbrief

Unter dem Label der bei der  
Dienststelle für Kultur angesie- 
delten Mediathek Wallis %ndet  
ein Anlass zur neuen Kantons- 
verfassung in der Briger Zweig- 
stelle der Institution statt. Be- 
worben wird dieser seitens Me- 
diathek auch mit einem Inserat  
im «Walliser Boten». Es handelt  
sich nicht um das erste Event  
dieser Art. Bereits im Januar fand  
hier im Beisein des Kulturchefs  
eine unter anderem vom Staats- 
archiv unterstützte Veranstaltung  
statt, die ausschliesslich von Mit- 
gliedern des Befürworter-Lagers  
begleitet und moderiert wurde.

Zwar ist der weitere Schulter- 
schluss dem auf den ersten Blick  
neutral daherkommenden Mot- 
to gewidmet, vermitteln zu wol- 
len, worum es in der Verfassung  
geht. Da es sich bei den Co-Or- 
ganisatoren und Beteiligten der  
Anlässe stets um Mitglieder des  
Ja-Komitees handelt, ist nahelie- 
gend, dass sich die Kulturinstitu- 
tionen instrumentalisieren lassen  
und aktiv am Wahlkampf der In- 
teressengruppe teilhaben. Es stellt  
sich deshalb ernsthaft die Frage,  

wie es um die Unabhängigkeit  
dieser mit ö$entlichen Geldern %- 
nanzierten staatlichen Einrichtun- 
gen im Abstimmungskampf um  
die Kantonsverfassung bestellt ist.

Werden die Ausgaben für die  
Werbung über das Budget der  
Institutionen beglichen? Wieso  
organisieren und bewerben die  
Kulturstellen unter ihrem Ban- 
ner Wahlkampfanlässe mit und  
verscha$en einseitig einer Partei- 
ung Plattform? Die Einmischung  
der Dienststelle in den Abstim- 
mungskampf und damit in den  
politischen Prozess widerspricht  
dem Grundsatz der Unabhängig- 
keit und Neutralität der Verwal- 
tungseinheiten diametral. Wenn  
o&zielle Vertreter des Staatsappa- 
rats als Privatpersonen ihre Mei- 
nung kundtun, ist dies einerlei,  
wenn sie sich und ihre Institu- 
tionen aber vor den Wahlkampf- 
karren spannen lassen, dann ist  
Kritik an diesem tendenziösen  
Vorgehen mehr als angezeigt.

Die Dienststelle für Kultur 
als Wahlkamp$elferin

Die Mitte Oberwallis 
SVP Oberwallis 
neo – Die sozialliberale Mitte

Parteienforum

Eine Verfassung soll Grundsätze  
klar de%nieren, soll aber auch ge- 
nügend Spielraum für die Anpas- 
sung an sich ändernde Umstände  
und Bedürfnisse lassen.

Die Kosten für Veränderun- 
gen in der Verfassung müssen ei- 
nen zahlbaren Wohlstand garan- 
tieren und nicht durch Fantas- 
tereien, Träumereien und so- 
zial paradiesische Vorstellungen  
getrieben sein.

Die neue Verfassung ist gut  
strukturiert in einer modernen  
Sprache. Aber im Verlaufe der  
Zeit ist immer mehr Idealis- 
mus und Träumerei aufgekom- 
men. Die realpolitische Betrach- 
tung ist verloren gegangen. «Nice  
to have» ist aufgekommen und  
der Bezug zu dem, was wir uns  
leisten können, wurde zu einem  
Märchen. Die neue Verfassung  
wird unser Leben noch mehr  
einschränken. Unsere bestehen- 
de aus dem Jahr 1907, mit Teil- 
revisionen im Verlaufe der Jah- 
re, beinhaltet 102 Artikel. Die  
neue Verfassung bringt es auf  
190 Artikel mit Folgen für al- 
le. Es braucht keine neue Ver- 
fassung, sondern in Teilrevisio- 
nen punktuelle, zeitgemässe und  
%nanzierbare Anpassungen.

Die Initialisierungskosten der neu- 
en Verfassung belaufen sich auf  
15 bis 20 Mio. Franken. Und die  
jährlich wiederkehrenden Mehr- 
kosten sind auf 100 bis 200 Millio- 
nen Franken pro Jahr geschätzt.

Sieben statt fünf Staatsräte,  
ein neues Familien- und Ver- 
fassungsgericht verbunden mit  
erheblich mehr Staatsangestell- 
ten und damit massiv höheren  
Verwaltungskosten.

Und dieses Mehrpersonal  
wird sich Aufgaben suchen, die  
schlussendlich uns Bürgerinnen  
und Bürger immer mehr belas- 
ten und einschränken. Auslände- 
rinnen und Ausländer sollen nach  
einem Jahr das Stimm- und Wahl- 
recht auf Gemeindeebene erhal- 
ten. Ein Unsinn! Unsere geschätz- 
ten ausländischen Mitbewohnen- 
den können sich wie bisher über  
den bewährten Prozess einbür- 
gern und anschliessend am politi- 
schen Geschehen teilnehmen. Wir  
dürfen keine Gelegenheit geben, 
den Staatsapparat weiter auszu- 
bauen, denn ist er mal ausgebaut,  
wird er nie mehr zurückgebaut.

Darum am 3. März zweimal  
ein klares Nein.

Neue Kantonsverfassung, ein 
Werk für Träumer und Fantasten

Bruno Ruppen, Saas-Grund

Leserbrief

Viele im Oberwallis wagen es  
kaum mehr, sich ö$entlich für die  
Verfassung auszusprechen. War- 
um? Den Politbüros der Mitte und  
der SVP ist es gelungen, den Leu- 
ten einzuhämmern, dass die neue  
Verfassung gegen das Oberwallis  
sei und zudem zu viel koste. Was  
so nicht stimmt. Und viele oder  
die Mehrheit dieser schweigen- 
den Bevölkerung, auch Adelheid  
und Kasimir,werden ein Ja in die  
Urne legen. Warum?

Adelheid und Kasimir werden  
mit Ja stimmen, weil sie nicht  
mehr mit einer Verfassung leben  
wollen, in der die 1907 sicher be- 
deutende Viehversicherung mehr  
Gewicht hat als der Tourismus,  
die Industrie, die Kultur, dieEner- 
gie, die Umwelt und die Betreuung  
der Kinder zusammen.

Adelheid und Kasimir werden  
mit Ja stimmen, weil dann der  
Kanton aufgrund eines Leistungs- 
auftrags die anerkannten Kirchen  

%nanziell unterstützt. Und nicht  
mehr die Gemeinden, die heu- 
te das De%zit tragen müssen. In  
Lalden schlägt die Kirchenrech- 
nung mit 153’000 Franken zu Bu- 
che. Und die Nachbargemeinde  
Visp würde ganze 1,1 Millionen  
Franken im Jahr sparen.

Mit der neuen Verfassung  
werden Dienstleistungen des  
Kantons vermehrt auch im Ober- 
wallis angeboten. Das ist Adelheid  
und Kasimir wichtig. Weitere In- 
stitutionen werden den Weg ins  
Oberwallis %nden. Auch deshalb  
werden sie mit Ja stimmen.

Adelheid und Kasimir ist die  
Angstmacherei einiger Partei- 
strategen egal. Sie gehen die Ab- 
stimmung pragmatisch an und  
stimmen mit Ja zur neuen Ver- 
fassung. Weil sie nicht dem  
Wallis des letzten Jahrhunderts 
nachtrauern.

Warum stimmen Adelheid 
und Kasimir mit Ja?

SP Visp +

Parteienforum

In Raron fand eine Info- bzw.  
Propagandaveranstaltung zum  
Eischler Bähnli statt. Die Pres- 
se war ausgeschlossen. Einge- 
laden hat die Gemeinde Ra- 
ron hingegen die Firma Gara- 
venta, Eischoll, das beauftrag- 
te Ingenieurbüro und die bei- 
den Vertreter aus der Bevölke- 
rung. Also: Fünf Werbevorträge  
für das Eischler Bähnli, und ich  
als Vertreterin des betro$enen  
Quartiers, die die Anwesenden  
über die nachteiligen Konse- 
quenzen informierte, was Auf- 
gabe des Projektteams (Eischoll  
und Raron) gewesen wäre. Da- 
zu passt, dass das Projektteam  
nun eine Agentur mit dem Mar- 
keting beauftragt hat, notabe- 
ne mit Steuergeldern. Die Ver- 
anstaltung war symptomatisch  
für den bisherigen Projektver- 
lauf. Seit Anfang der Planung  
wurde die Rarner Bevölkerung  
nicht transparent informiert,  
mit dem betro$enen Quartier  
wurde nie geredet. Mit den Ar- 
gumenten nahmen es die Be- 

fürworter bisher nicht so genau.  
Nun heisst es: Es sei schon  
so, der barrierefreie Bahnhof,  
die Modernisierung des Eisch- 
ler Bähnli etc. hänge nicht mit  
der Verlegung zusammen. Ga- 
raventa zeigte Bahnen in Millio- 
nenstädten wie Schanghai und  
Paris. Und Fiesch (wo die Bahn  
am Dorfrand gebaut wurde  
und nicht mehr über Wohnhäu- 
ser führt). Ignoriert wurde an  
dem Abend auch hartnäckig,  
dass das Projekt die Diskussion  
um die spätere Verlegung des  
Bähnli nach Unterbäch an den  
Bahnhof vorspurt. Dann wür- 
den zwei Bahnen das Rhonetal  
und die Wohnquartiere im Tur- 
tig durchqueren. Der Vertreter  
der IG Pro Bahnhof äusserte  
sich zwar zwischen den Zeilen,  
was denn am Turtig landschaft- 
lich schutzwürdig sei. Solidarität  
mit dem Turtig geht aber an- 
ders, und das anerkennt man  
in Raron.

(Endlich) Fakten zum 
Eischler Bähnli

Nicole Zurbriggen, Raron

Leserbrief

Die Stärkung der kantonalen  
Einheit war ein zentrales Ziel des  
Verfassungsprojekts. Die hehre  
Absicht konnte mit dem vorlie- 
genden Entwurf nicht umgesetzt  
werden. Parteipolitische Geplän- 
kel sind mit ein Grund, dass zu  
viele Artikel in den Text einge- 
schrieben wurden. Dies sind Be- 
stimmungen, die in Gesetzen zu  
regeln wären und vom Volk und  
seinen politischen Vertretern vor  
ihrer Einführung breit diskutiert  
werden müssten.

Und dies ist bei Weitem nicht  
alles. Im Gegensatz zur beste- 
henden, mehrfach teilrevidierten  
Verfassung würde das Oberwal- 
lis viel schlechter dastehen: Wir  
schicken weniger Grossräte nach  
Sitten, wo der Parlamentsbetrieb  
immer wieder verdeutlicht, wie  
tief konkrete Oberwalliser Anlie- 
gen im Kurs stehen. Man sichert  
uns zudem nur noch einen von  
sieben Staatsräten zu. Wir ha- 

ben weiterhin keine Ständerats- 
garantie und es wird uns eine Ab- 
stimmung über Generalräte auf- 
gezwungen, eine Institution, die  
bei uns keinerlei Tradition hat.

Die weitsichtigen Ansätze  
werden ohnehin in absehba- 
rer Zukunft umgesetzt, ob nun  
mit oder ohne neue Verfas- 
sung, denn diese entsprechen der  
allgemeinen gesellschaftlichen 
Entwicklung. Bei einem Ja aber  
werden die Benachteiligungen  
der sprachlichen und kulturellen  
Minderheit, die wir nun mal im  
Oberwallis sind und bleiben wer- 
den, dauerhaft bestehen bleiben.  
Die Unterwalliser Mehrheit wird  
diesen Zustand nie mehr kor- 
rigieren. Deshalb muss jetzt die  
Reissleine gezogen werden. Nein  
zur neuen Verfassung – zurück  
auf Feld eins: im Interesse der  
Einheit des Kantons Wallis!

Nein im Interesse der Einheit 
des Wallis

Kurt Regotz, Naters

Leserbrief

Wer kennt sie nicht aus Filmen,  
die Menschen, die nach einer  
grossen Anstrengung so durstig  
sind, dass sie sich einbilden, sie  
hätten Wasser gefunden. Mit der  
13. AHV-Rente verhält es sich  
ähnlich. Auch hier wird dem Kopf  
ein Streich gespielt. Man sagt, das  
habe ich verdient, wir haben für  
dieses Land geschuftet.

Ich anerkenne, dass die  
Generation meiner Eltern und  
Grosseltern hart gearbeitet und  
den Wohlstand unseres Landes  
aufgebaut hat. Sie haben unser  
Land vorangebracht und dafür  
viele Entbehrungen und harte  
Arbeit in Kauf genommen.

Bei der Abstimmung über die  
13. AHV-Rente darf aber nicht  

vergessen werden, dass dieser  
Ausbau nach dem Giesskannen- 
prinzip jährliche Kosten von fünf  
Milliarden Franken verursachen  
würde. Damit würde die AHV  
%nanziell ruiniert. Die Finanzie- 
rung müsste einerseits über höhe- 
re Lohnabzüge und andererseits  
über eine massiv höhere Mehr- 
wertsteuer erfolgen. Alles würde  
massiv teurer.

Die Initiative für eine 13.  
AHV-Rente ist eine teure Fa- 
ta Morgana. Stimmen wir des- 
halb am 3. März Nein und si- 
chern wir damit die AHV lang- 
fristig und auch für kommende  
Generationen.

13. AHV-Rente – Nicht mehr 
als eine Fata Morgana

Nevio Imhasly, Susten

Leserbrief

Inmitten des Abstimmungscha- 
os über eine neue Verfassung  
wird eine wichtige Frage auf- 
geworfen: Warum müssen wir  
uns durch ein verwirrendes La- 
byrinth von drei Fragen kämp- 
fen, anstatt einfach nur mit ei- 
nem klaren Ja oder Nein zu  
antworten? Diese dreifache He- 
rausforderung auf dem Stimm- 
zettel gleicht einem undurch- 
dringlichen Flussdiagramm, das  
selbst den klügsten Köpfen Kopf- 
schmerzen bereiten könnte. Ei- 
ne klare, eindeutige Fragestel- 
lung wäre doch viel sinnvoller  

und würde sicherstellen, dass  
jeder Bürger den Kern der  
Angelegenheit versteht.

Es ist entscheidend, dass  
solch bedeutende Entscheidun- 
gen transparent und verständ- 
lich sind, damit wir alle fundier- 
ten Entscheidungen tre$en kön- 
nen. Denn letztendlich geht es  
darum, das Vertrauen in unse- 
re demokratischen Prozesse zu  
stärken und sicherzustellen, dass  
die Stimmbürger sich wirklich  
gehört fühlen.

Abstimmungschaos: Warum we- 
niger Fragen mehr Sinn machen

Daniel Varonier, Varen

Leserbrief

Brig-Glis Am Donnerstag, 22.  
Februar, hält Rechtsanwalt 
Daniel Schilliger vom Procap- 
Schweiz-Rechtsdienst wieder- 
um die unentgeltliche Rechts- 
sprechstunde ab 13.45 Uhr im  
Büro Procap Oberwallis in Brig- 
Glis ab. Procap-Mitglieder, 
die ein Problem in Sozialversi- 
cherungsangelegenheiten ha- 
ben und dies mit Herrn Schilli- 

ger besprechen möchten, müs- 
sen sich bis zum 16. Febru- 
ar bei der Geschäftsstelle von  
Procap Oberwallis melden und  
vorgängig einen Termin ver- 
einbaren und bestätigen las- 
sen. Termine nimmt die Ge- 
schäftsstelle von Procap Ober- 
wallis telefonisch oder per Mail  
oberwallis@procap.ch gerne 
entgegen. (wb)

Rechtssprechstunde 
Procap Oberwallis


